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A STELLUNGNAHMEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 

 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

A.1 Landratsamt Sigmaringen – FB Umwelt und Arbeitsschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 17.07.2019) 

A.1.1 Dem Bebauungsplan wird unter Beach-
tung folgender Auflagen und Hinweise 
zugestimmt. Umweltrechtliche Vorgaben 
können durch Einhaltung der u. g. Aufla-
gen überwunden werden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

WASSERRECHT  

A.1.2 Wasserversorgung 

Die Trinkwasserversorgung ist durch den 
Anschluss an das örtliche Versorgungs-
netz gesichert. Es bestehen keine Be-
denken zur Wasserversorgung. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.1.3 Abwasserbeseitigung  

A.1.3.1 Kommunales Abwasser 

Es liegen eine aktuelle Schmutzfrachtbe-
rechnung sowie eine aktuelle Erlaubnis 
der Kläranlage Ostrach vor. Mit Blick auf 
eine gesicherte Abwasserbeseitigung be-
stehen bei einem Anschluss von häusli-
chem Abwasser an die Ortskanalisation 
keine Bedenken. 

Für die Beseitigung von Niederschlags-
wasser von befestigten und unbefestigten 
Flächen ist § 55 Abs. 2 des Wasserhaus-
haltsgesetzes (Handhabung von Nieder-
schlagswasser) sowie § 46 des Wasser-
gesetzes für Baden-Württemberg (Ab-
wasserbeseitigungspflicht) zu beachten. 
Hierbei sind die Verordnung des Ministe-
riums für Umwelt über die dezentrale Be-
seitigung von Niederschlagswasser vom 
22.03.1999, die Arbeitshilfen der LUBW 
„für den Umgang mit Regenwasser in 
Siedlungsgebieten", das Merkblatt der 
DWA-A-138 sowie der Leitfaden zur na-
turverträglichen Regenwasserbewirt-
schaftung des Umweltministeriums anzu-
wenden. 

Für die Beseitigung des Niederschlag-
wassers wird hier eine wasserrechtliche 
Erlaubnis benötigt, diese ist beim Land-
ratsamt Sigmaringen, Fachbereich Um-
welt und Arbeitsschutz zu beantragen. Es 
ist im Wasserrechtsverfahren zu klären 
inwiefern einer Einleitung in den Bagger-
see zugestimmt werden kann. Einer dau-
erhaften Einleitung (anstatt Versickerung) 

Dies wurde bereits durch einen Hinweis in den 
Bebauungsvorschriften berücksichtigt.  
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in den See kann aus Gründen des 
Grundwasserschutzes nicht zugestimmt 
werden, für einen Notüberlauf ist die Jähr-
lichkeit der Entlastungsereignisse anzu-
geben, die Beurteilung dieser erfolgt dann 
im Rahmen des Wasserrechtsverfahrens. 

A.1.3.2 Hinweise: 
Im Textteil des vorliegenden Bebauungs-
planes „Wohnen am See" wird mehrfach 
von einem Regenrückhaltebecken, bzw. 
Retentionsbecken gesprochen. Unserer 
Kenntnis nach soll ein Versickerungsbe-
cken mit Notüberlauf erstellt werden. Wir 
bitten um Anpassung der entsprechenden 
Textstellen. 

Auf S.9 unter Punkt 3.7 wird auf eine 
Versickerung in mehreren Versicke-
rungsmulden sowie einen Notüberlauf in 
den Weiherbach hingewiesen. Diese 
Textpassagen bezieht sich auf einen an-
deren Bebauungsplan (BPIan „Im Eschle 
II") und sind entsprechend zu korrigieren.  

Dies wird berücksichtigt. 

Punkt 3.7 (neu Punkt 4.7) der Bebauungsvorschrif-
ten wird entsprechend angepasst.  

A.1.3.3 Gewerbliches Abwasser 

Lagerung von wassergefährdenden Stof-
fen (z.B. Heizöl) 

Für den Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen nach § 62 WHG (z. B. Heizöl, 
Diesel etc.) ist die Verordnung über Anla-
gen zum Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen -AwSV- vom 18.04.2017 in 
der jeweils gültigen Fassung zu beachten. 

Dies wurde bereits durch einen Hinweis in den 
Bebauungsvorschriften berücksichtigt. 

A.1.4 Grundwasserschutz 

Die Flurstücke 139/1, 140, 137 und 136, 
Gemarkung Jettkofen, befinden sich im 
WSG „Jettkofen", Zone IIIB. Hier sind die 
Festlegungen der RVO zu beachten. Die 
Nutzung von Erdwärme zu Heiz- oder 
Kühlzwecken (Erdwärmesonden, Grund-
wasserwärmepumpen bzw. Grabenkolle-
ktoren) ist unter gewissen Umständen 
und ggf. einzuhaltenden Auflagen mög-
lich. 

Dies wurde bereits durch einen Hinweis in den 
Bebauungsvorschriften berücksichtigt. 

BODENSCHUTZ  

A.1.5 Die Belange des Bodenschutzes sind 
entsprechend des Merkblatts „Boden-
schutz in der Bauleitplanung" ausrei-
chend berücksichtigt. 
Der Eingriff in das Schutzgut Boden muss 
im Rahmen der Aufstellung des Bauleit-
plans nach § 13b nicht bilanziert und 
ausgeglichen werden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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A.1.6 Bei der Erschließung und den einzelnen 
Bauvorhaben ist das beiliegende Merk-
blatt des Landkreises Sigmaringen "Bo-
denschutz bei Bauarbeiten" sowie die 
DIN 19731 „Verwertung von Bodenmate-
rial" zu beachten. Sollte bei den Bauvor-
haben anfallender Bodenaushub für Auf-
füllungen im Außenbereich vorgesehen 
sein, ist das beiliegende Merkblatt „Erd-
auffüllungen/ Erdaufschüttungen im Au-
ßenbereich" zu beachten. 
Für das Plangebiet sind keine Eintragun-
gen im Bodenschutz- und Altlastenkatas-
ter vorhanden. Sollte bei den Bau- oder 
Erschließungsmaßnahmen dennoch sen-
sorisch auffälliger Erdaushub angetroffen 
werden (z.B. Geruch nach Mineralöl o.Ä., 
Verfärbungen oder Fremdkörper) ist un-
verzüglich das Landratsamt Sigmaringen, 
Fachbereich Umwelt und Arbeitsschutz, 
zu informieren. 

Für die fachgerechte Umsetzung der Be-
lange des vorsorgenden Bodenschutzes 
sollte das Projekt durch eine entspre-
chend qualifizierte Fachperson begleitet 
werden. Dies kann im Rahmen einer bo-
denkundlichen Baubegleitung oder durch 
die Forderung eines Bodenmanagement-
konzepts umgesetzt werden. 

Mit Hilfe einer bodenkundlichen Baube-
gleitung können standortspezifisch bo-
denschonende Arbeitsverfahren fachge-
recht umgesetzt und mögliche nachhalti-
ge Bodenschädigungen und Beeinträchti-
gungen vermieden bzw. minimiert wer-
den. 
Informationen über das Aufgabenspekt-
rum einer bodenkundlichen Baubeglei-
tung bzw. eines Bodenmanagementkon-
zepts erteilt die untere Bodenschutzbe-
hörde des Landratsamts Sigmaringen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Der Hinweise zum Bodenschutz unter Punkt 3.5 
(neu Punkt 4.5) der Bebauungsvorschriften wird 
entsprechend ergänzt.  

ABFALL  

A.1.7 Hinweis: 

Anfallende Bauabfälle, Bauschutt und 
Abbruchmaterial müssen getrennt ge-
sammelt und einer Verwertung zugeführt 
bzw. als Abfall entsorgt werden. 
Bei der Verwertung von mineralischen 
Reststoffen sind die Anforderungen der 
Verwaltungsvorschrift des Umweltministe-
riums für die Verwertung von als Abfall 
eingestuftem Bodenmaterial vom 
14.03.2007 bzw. die vorläufigen Hinweise 

Dies wurde bereits durch einen Hinweis in den 
Bebauungsvorschriften berücksichtigt. 
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zum Einsatz von Baustoffrecyclingmateri-
al des damaligen Ministeriums für Umwelt 
und Verkehr Baden-Württemberg vom 
13.04.2004 einzuhalten. 
Bei der Verwertung von humosem Bo-
denmaterial in der durchwurzelbaren Bo-
denschicht oder als Oberboden ist die 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenver-
ordnung (BBodSchV) anzuwenden. 

IMMISSIONSSCHUTZ  

A.1.8 Zur Prüfung der Umweltbelange im B-
Plangebiet wurden eine Schall- sowie ei-
ne Staubprognose erstellt. Auf einer Par-
zelle im Nordosten des Plangebiets, auf 
welcher der Immissionsrichtwert Tags für 
WA nach TA-Lärm laut der Prognose 
überschritten werden kann, wurde ein 
bedingtes Baurecht festgesetzt. Die Be-
bauung bzw. Wohnnutzung wird erst 
dann zugelassen, wenn die Verfüllung 
des Kiesabbaus auf dem östlich an das 
Plangebiet angrenzenden Kies- und 
Schotterwerk beendet ist. 
Die Staubprognose ergab, dass die 
Staubgrenzwerte nach TA Luft eingehal-
ten sind. Insoweit trägt der Bebauungs-
plan den Belangen des Immissionsschut-
zes in ausreichendem Umfang Rechnung. 

Grundsätzliche Bedenken gegen die Pla-
nung hinsichtlich des Immissionsschutzes 
bestehen daher nicht. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

KIESABBAU  

A.1.9 Da sich die Umstände seit der frühzeiti-
gen Beteiligung Anfang 2019 nicht verän-
dert haben, wird auf die Stellungnahme 
im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
verwiesen. 

Bei der Umsetzung des Bebauungspla-
nes geht der Schutzabstand von 300 m 
zur Wohnbebauung gegen Null zurück. 
Dem soll nun im Hinblick auf Lärmimmis-
sionen durch einen 5 m hohen Lärm-
schutzwall Rechnung getragen werden. 
Nach Aussagen der Fa. Kies- und Schot-
terwerke Müller GmbH & Co. KG beim 
Scoping-Termin am 18.06.2019 soll der 
Abbau der Erweiterungsfläche zunächst 
im westlichen, an das geplante Wohnge-
biet angrenzenden Bereich stattfinden 
(Trocken- und temporärer Nassabbau) 
und dann nach Osten fortgesetzt werden. 
Gutachten zum Lärm- und Staubschutz 
sollen im weiteren Genehmigungsverfah-

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die Staub- und Lärmbelastung wurde gutachterlich 
überprüft. Die Staubimmissionsprognose und die 
Prognose von Schallimmissionen wurden dem 
Bebauungsplan als Anlagen beigefügt. Die in den 
Gutachten beschriebenen Maßnahmen zum Im-
missionsschutz wurden in den Bebauungsplan 
aufgenommen.  

Im Ergebnis werden Nutzungskonflikte zwischen 
dem Wohngebiet und dem angrenzenden Kies- 
und Schotterwerk ausgeschlossen.  

Die Rekultivierung aus dem Kiesabbau kann mit 
der Bauleitplanung in Einklang gebracht werden.  
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ren fortgeschrieben werden. Zudem be-
finde man sich in enger Abstimmung mit 
der Gemeinde Ostrach. 

Die Immissionsrichtwerte für Lärm sowie 
die Staubgrenzwerte sind einzuhalten. 

KIESABBAU  
(Auszug Stellungnahme aus der Früh-
zeitigen Beteiligung vom 18.03.2019)  

 

A.1.10 Im oben genannten Bauleitplanverfahren 
werden die Belange des Kiesabbaus tan-
giert. Mit Entscheidung vom 07.04.2004 
wurde der Fa. Kies- und Schotterwerk 
Müller GmbH & Co. KG die Genehmigung 
zum erweiterten Trockenkiesabbau erteilt 
und der Plan zur Herstellung eines Ge-
wässers festgestellt. Bestandteil dieser 
Genehmigung war ein Gesamtrekultivie-
rungsplan. Diesbezüglich ist sicherzustel-
len, dass die Rekultivierung aus dem Kie-
sabbau mit der Bauleitplanung abge-
stimmt und in Einklang gebracht wird.  

Zudem beabsichtigt die Fa. Kies- und 
Schotterwerk Müller GmbH & Co. KG ei-
ne Erweiterung des Kiesabbaus im Nor-
den der bestehenden Kiesabbaustätte. 
Mit Entscheidung vom 10.10.2018 wurde 
das Vorhaben in einem Zielabweichungs-
verfahren raumordnerisch positiv beur-
teilt. Sollte der Bebauungsplan umgesetzt 
werden, entstünden insbesondere im 
Hinblick auf den Schutzabstand zur 
Wohnbebauung sowie Schall- und 
Staubimmissionen veränderte Beurtei-
lungsgrundlagen. Insofern wird auf die 
Ausführungen zum Immissionsschutz Be-
zug genommen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Staub- und Lärmbelastung wurde gutachterlich 
überprüft. Die Staubimmissionsprognose und die 
Prognose von Schallimmissionen werden dem 
Bebauungsplan als Anlagen beigefügt. Die in den 
Gutachten beschriebenen Maßnahmen zum Im-
missionsschutz werden in den Bebauungsplan 
aufgenommen.  

Im Ergebnis werden Nutzungskonflikte zwischen 
dem Wohngebiet und dem angrenzenden Kies- 
und Schotterwerk ausgeschlossen.  

Die Rekultivierung aus dem Kiesabbau kann mit 
der Bauleitplanung in Einklang gebracht werden.  

A.1.11 Hinweis: 

Aufgrund von höchstrichterlicher Ent-
scheidung (VGH Mannheim, Urteil vom 
12.06.2012, Nr. 8 S 1337/10, bestätigt 
durch das Bundesverwaltungsgericht, Ur-
teil vom 18.07.2012, Nr. 4 CN 3.12) sind 
folgende Positionen im Bauleitplanverfah-
ren zu beachten: § 3 Abs. 2 Satz 2 
BauGB verpflichtet die Gemeinden, die in 
den vorgenannten Stellungnahmen und 
Unterlagen behandelten Umweltthemen 
nach Themenblöcken zusammenzufas-
sen und diese in der Auslegungsbe-
kanntmachung schlagwortartig zu charak-
terisieren. Erforderlich ist eine Kurzfas-
sung der vorhandenen Informationen. 
Das Bekanntmachungserfordernis er-

Der vorliegende Bebauungsplan wird im beschleu-
nigten Verfahren nach § 13b BauGB aufgestellt. 
Die Pflicht einer schlagwortartigen Zusammenfas-
sung und Charakterisierung von Umweltinformatio-
nen gilt nur im Regelverfahren. Im vereinfachten 
Verfahren nach § 13 BauGB und im beschleunigten 
Verfahren, in denen von Umweltprüfung und Um-
weltbericht abgesehen wird, entfällt auch die Pflicht 
zur Angabe, welche Arten umweltbezogener Infor-
mationen verfügbar sind. 
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streckt sich auch auf solche Arten verfüg-
barer Umweltinformationen, die in Stel-
lungnahmen enthalten sind, die die Ge-
meinde für unwesentlich hält und deshalb 
nicht auszulegen beabsichtigt. Verstöße 
gegen § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB führen 
zur Unwirksamkeit des Bebauungspla-
nes. Ein pauschaler Hinweis auf den an-
hängenden Umweltbericht sowie eine 
bloße Auflistung der umweltbezogenen 
Stellungnahmen genügt diesen Anforde-
rungen nicht. Nach Auffassung der 
Rechtsprechung ist die planende Ge-
meinde auf der „sicheren Seite“, wenn 
der Bekanntmachungstext einen zwar 
stichwortartigen aber vollständigen Über-
blick über diejenigen Umweltbelange er-
möglicht, die aus der Sicht der zum Zeit-
punkt der Auslegung vorliegenden Stel-
lungnahmen und Unterlagen in der betref-
fenden Planung eine Rolle spielen. 

Die Pflicht einer schlagwortartigen Zu-
sammenfassung und Charakterisierung 
von Umweltinformationen gilt nur im Re-
gelverfahren. Im vereinfachten Verfahren 
nach § 13 BauGB und im beschleunigten 
Verfahren, in denen von Umweltprüfung 
und Umweltbericht abgesehen wird, ent-
fällt auch die Pflicht zur Angabe, welche 
Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind. 

NATURSCHUTZ  

A.1.12 Die eingereichten Unterlagen zur Beurtei-
lung der Bauleitplanung sind vollständig. 
Es handelt sich um ein beschleunigtes 
Verfahren nach § 13b BauGB. Im be-
schleunigten Verfahren ist gemäß § 13a 
Abs. 2 Nr. 1 BauGB keine Umweltprüfung 
durchzuführen und kein Umweltbericht zu 
erstellen. Zudem ist gemäß § 13a Abs. 2 
Nr. 4 BauGB die naturschutzrechtliche 
Eingriffs- / Ausgleichsregelung nicht an-
zuwenden. Schutzgebietskulissen nach 
Naturschutzrecht sind keine betroffen. 
Die Belange des Artenschutzes wurden 
ausreichend berücksichtigt. 

Um u.a. ein Eintreten der Verbotstatbe-
stände des § 44 BNatSchG auszuschlie-
ßen, sind die in der Umweltanalyse des 
Büros 356° freiraum + umwelt vom Mai 
2019 ausgeführten Vermeidungs- und 
Minimierungsmaßnahmen wie dort be-
schrieben zwingend vollständig umzuset-
zen bzw. einzuhalten. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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A.1.13 Hinweis: 

Aufgrund von höchstrichterlicher Ent-
scheidung (VGH Mannheim, Urteil vom 
12.06.2012, Nr. 8 S 1337/10, bestätigt 
durch das Bundesverwaltungsgericht, Ur-
teil vom 18.07.2012, Nr. 4 CN 3.12) sind 
folgende Positionen im Bauleitplanverfah-
ren zu beachten: § 3 Abs. 2 Satz 2 
BauGB verpflichtet die Gemeinden, die in 
den vorgenannten Stellungnahmen und 
Unterlagen behandelten Umweltthemen 
nach Themenblöcken zusammenzufas-
sen und diese in der Auslegungsbe-
kanntmachung schlagwortartig zu charak-
terisieren. Erforderlich ist eine Kurzfas-
sung der vorhandenen Informationen. 
Das Bekanntmachungserfordernis er-
streckt sich auch auf solche Arten verfüg-
barer Umweltinformationen, die in Stel-
lungnahmen enthalten sind, die die Ge-
meinde für unwesentlich hält und deshalb 
nicht auszulegen beabsichtigt. Verstöße 
gegen § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB führen 
zur Unwirksamkeit des Bebauungsplanes. 
Ein pauschaler Hinweis auf den anhän-
genden Umweltbericht sowie eine bloße 
Auflistung der umweltbezogenen Stel-
lungnahmen genügt diesen Anforderun-
gen nicht. Nach Auffassung der Recht-
sprechung ist die planende Gemeinde auf 
der „sicheren Seite", wenn der Bekannt-
machungstext einen zwar stichwortartigen 
aber vollständigen Überblick über diejeni-
gen Umweltbelange ermöglicht, die aus 
der Sicht der zum Zeitpunkt der Ausle-
gung vorliegenden Stellungnahmen und 
Unterlagen in der betreffenden Planung 
eine Rolle spielen. 

Die Pflicht einer schlagwortartigen Zu-
sammenfassung und Charakterisierung 
von Umweltinformationen gilt nur im Re-
gelverfahren. Im vereinfachten Verfahren 
nach § 13 BauGB und im beschleunigten 
Verfahren, in denen von Umweltprüfung 
und Umweltbericht abgesehen wird, ent-
fällt auch die Pflicht zur Angabe, welche 
Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind. 

Der vorliegende Bebauungsplan wird im beschleu-
nigten Verfahren nach § 13b BauGB aufgestellt. 
Die Pflicht einer schlagwortartigen Zusammenfas-
sung und Charakterisierung von Umweltinformatio-
nen gilt nur im Regelverfahren. Im vereinfachten 
Verfahren nach § 13 BauGB und im beschleunigten 
Verfahren, in denen von Umweltprüfung und Um-
weltbericht abgesehen wird, entfällt auch die Pflicht 
zur Angabe, welche Arten umweltbezogener Infor-
mationen verfügbar sind.  
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A.2 Landratsamt Sigmaringen – FB Landwirtschaft 
(gemeinsames Schreiben vom 17.07.2019) 

A.2.1 Unsere Stellungnahme vom Februar 
2019 behält weiterhin Gültigkeit. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.3 Landratsamt Sigmaringen Landwirtschaft 
(Schreiben vom 18.03.2019) 

A.3.1 Bei der überplanten Fläche handelt es 
sich um ein innerörtlich gelegenes Acker-
land mit 3,36 ha, eine Baumreihe und ei-
ne Gehölzstruktur im Vorrangflur II. Im 
gültigen Flächennutzungsplan ist die Flä-
che für die Landwirtschaft vorgesehen. 
Eine Anpassung ist geplant. 

Das Bebauungsplanverfahren wird im be-
schleunigten Verfahren nach § 13b 
BauGB durchgeführt. 

Angrenzend an das geplante Wohngebiet 
liegt der landwirtschaftliche Haupter-
werbsbetrieb Herbert und Gertrud Saut-
ter. Die Tierhaltung hat der Betrieb 2016 
aufgegeben. Im Rahmen des Flächen-
verkaufes für das Wohngebiet an die 
Gemeinde Ostrach erklärte das Ehepaar 
Sautter schriftlich die Aufgabe des land-
wirtschaftlichen Betriebes nach Erreichen 
der Altersrente (Frühjahr 2020). Bis dahin 
ist, vor allem in der Erntezeit, mit Staub- 
und Lärmentwicklung im Wohngebiet zu 
rechnen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Es wird ein Hinweis zu landwirtschaftlich bedingten 
Immissionen in den Bebauungsvorschriften einge-
arbeitet. 

A.3.2 Weitere landwirtschaftliche Belange sind 
nicht betroffen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.4 Landratsamt Sigmaringen – FB Forst 
(gemeinsames Schreiben vom 17.07.2019) 

Ergänzend zu der Stellungnahme vom 
Februar 2019: 

 

A.4.1 Der Fachbereich Forst vertritt die Mei-
nung, dass es sich bei dem östlich an das 
Plangebiet angrenzenden Gehölzstreifen 
noch nicht um Wald im Sinne des Geset-
zes handelt. Waldeigenschaft ist erst wei-
ter südlich gegeben mit Beginn der Pap-
pelbestockung (Höhe etwa Flst. 134). 
Forstliche Belange bleiben demnach un-
berührt. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.5 Landratsamt Sigmaringen – FB Recht und Ordnung 
(gemeinsames Schreiben vom 17.07.2019) 

Straßenverkehrsbehörde  

A.5.1 Da die Verkehrsflächen und verkehrlichen 
Anlagen im Detail nicht Gegenstand des 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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Planungsverfahrens sind, ist eine ab-
schließende Beurteilung derzeit nicht 
möglich. 

A.5.2 Insbesondere zur Dimensionierung der 
beiden Wendeflächen liegen keine Maß-
angaben vor. Wir bitten hierzu um ge-
naue Angaben und verweisen auf unsere 
Stellungnahme vom Februar 2019. Wir 
merken an, dass zur Gewährleistung ei-
ner ordnungsgemäßen Andienung und 
Versorgung (z.B. durch Müllabfuhr, Mö-
beltransporter, Tankwagen) als auch aus 
Gründen des Bevölkerungsschutzes (An-
fahrbarkeit und Möglichkeit des Rangie-
rens für Feuerwehr, Rettungsdienst etc.) 
eine ausreichend bemessene Wende-
möglichkeit für Groß- und Lieferfahrzeuge 
geschaffen werden sollte. 

Es ist nicht zumutbar und auch nicht zu-
lässig, dass Führer großer Fahrzeuge auf 
Strecken rückwärtsfahren müssen, um 
den Straßenzug wieder verlassen zu 
können. Dies wäre mit erheblichen Ge-
fahren für das Leben z.B. von Fußgän-
gern und Kindern verbunden, welche sich 
auf dem Straßenkörper aufhalten. Dies 
umso mehr, als dass laut den Planunter-
lagen keine straßenbegleitenden Gehwe-
ge vorgesehen werden sollen. 

Die beiden Wendehämmer sind für ein Wenden 
von größeren Fahrzeugen (z.B. Müllwagen) nicht 
ausreichend dimensioniert. Daher werden an den 
Einmündungen in die Stichstraße gemeindliche 
Flächen zum Sammeln/Entleeren der Müllgefäße 
ermöglicht. Aufgrund der durch den Bebauungs-
plan ermöglichten Zahl an Wohnbebauung ist da-
von auszugehen, dass eine Belastung von 50 Kfz 
in der Spitzenstunde (500 Kfz/ 24 h) nicht über-
schritten wird. Auf die Anlage eines Gehwegs kann 
daher verzichtet werden.  

Im Ergebnis ist aufgrund der gemeindlichen Flä-
chen zum Sammeln/Entleeren der Müllgefäße so-
wie der durch den Bebauungsplan ermöglichten 
Zahl an Wohnbebauung nicht davon auszugehen, 
dass mit erheblichen Gefahren für das Leben z.B. 
von Fußgängern und Kindern zu rechnen ist.  

A.5.3 Wir begrüßen es, dass einige unserer 
Anregungen und Forderungen (z.B. hin-
sichtlich Aufstellfläche vor Garagen, Min-
deststellplatzzahl je Wohneinheit, freizu-
haltende Sichtdreiecke etc.) übernommen 
wurden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.5.4 In zwei Innenkurvenbereichen ist laut 
Planzeichnung bereits die Anlage einer 
Grundstückszufahrt ausgeschlossen. Zur 
Steigerung der Verkehrssicherheit sollte 
dies für alle Innenkurvenbereiche gelten. 
Aus Grundstücken wird in der Regel 
rückwärts auf die öffentliche Verkehrsflä-
che ausgefahren was an sich schon 
schwierig ist. Dazu muss der Ausfahren-
de hier auf den Verkehr aus zwei, bei den 
Einmündungen sogar auf drei Fahrtrich-
tungen achten, die schwieriger zu erfas-
sen sind als der Verkehr auf einem gera-
den Streckenabschnitt. Deshalb sollte 
auch an den übrigen Innenkurvenberei-
chen Grundstückszu- und Ausfahrten 
ausgeschlossen werden. 

Dies wird nicht berücksichtigt. 

An den übrigen Innenkurvenbereichen werden 
Grundstückszu- und Ausfahrten nicht ausgeschlos-
sen, da aufgrund der durch den Bebauungsplan 
ermöglichten Zahl an Wohnbebauung davon aus-
zugehen ist, dass eine Belastung von 50 Kfz in der 
Spitzenstunde (500 Kfz/ 24 h) nicht überschritten 
wird. Aus Sicht der Gemeinde ist den Belangen der 
Verkehrssicherheit ausreichend Rechnung getra-
gen.  

A.5.5 Wir weisen darauf hin, dass sich auch 
durch die zwei geplanten Flächen für Ab-

Im Bereich der geplanten Flächen für Abfallsam-
melbehälter, bzw. durch die dort dann platzierten 
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fallsammelbehälter, bzw. durch die dort 
dann platzierten Abfallsammelbehälter 
keine Einschränkung der Sichtdreiecke 
der Einmündungen und der Grundstücks-
zu- und Ausfahrten ergeben darf. Ge-
gebenenfalls sind diese zu verlegen. 

Abfallsammelbehälter wird es zu keiner Einschrän-
kung der Sichtdreiecke der Einmündungen und der 
Grundstückszu- und Ausfahrten kommen. Die ge-
planten Flächen für Abfallsammelbehälter liegen 
außerhalb von Sichtdreiecken.   

A.5.6 Aus verkehrspolizeilicher und verkehrs-
rechtlicher Sicht wird der Sicherheit der 
schwächeren Verkehrsteilnehmer (Fuß-
gänger, Kinder, älteren Personen…) im 
öffentlichen Verkehrsraum ein sehr hoher 
Stellenwert beigemessen, weshalb 
grundsätzlich die Anlage von baulichen 
Gehwegen ausdrücklich gefordert wird. 
Wir verweisen hierzu auf unsere bisheri-
ge Stellungnahme. Laut RASt 06, Ziffer 
6.1.6.1 sind an angebauten Straßen An-
lagen für den Fußgängerverkehr überall 
erforderlich. Verkehrsberuhigte Bereiche 
(VZ 325 StVO) sind die einzigen innerört-
lichen Straßen, bei denen auf Gehwege 
verzichtet werden muss. 

Die in der Planzeichnung festgesetzte Verkehrsflä-
che ist so dimensioniert, dass ein Gehweg angelegt 
werden kann.  

Aufgrund der durch den Bebauungsplan ermöglich-
ten Zahl an Wohnbebauung ist davon auszugehen, 
dass eine Belastung von 50 Kfz in der Spitzenstun-
de (500 Kfz/ 24 h) nicht überschritten wird. Auf die 
Anlage eines Gehwegs kann daher verzichtet wer-
den. 

A.5.7 Bezüglich der geplanten Straßenbreite 
von 5,00 m in den beiden Stichstraßen 
weisen wir darauf hin, dass ggf. ein Par-
ken auf der Straße wegen Unterschrei-
tung der erforderlichen Restfahrbahnbrei-
te von 3,05 m nicht zulässig ist und auch 
zu Behinderungen bei der Müllabholung 
führen könnte. 

Es wurde in den Örtlichen Bauvorschriften bereits 
festgesetzt, dass pro Wohneinheit mit einer Wohn-
fläche von mehr als 40 m² zwei Stellplätze nach-
zuweisen sind. Dies reduziert den Parkdruck auf 
den öffentlichen Verkehrsflächen und ein uner-
wünschtes, in der Regel behinderndes Parken auf 
dem Straßenkörper kann weitestgehend vermieden 
werden.  

Eine Behinderung der Müllabholung wird in den 
beiden geplanten Stichstraßen nicht erwartet, da 
an den Einmündungen in die jeweilige Stichstraße 
gemeindliche Flächen zum Sammeln/Entleeren der 
Müllgefäße geschaffen werden.  

A.5.8 Wir bitten um weitere Beteiligung am 
Verfahren. 

Dies wird berücksichtigt. 

Eine weitere Verfahrensbeteiligung wird zugesi-
chert. 

A.6 Landratsamt Sigmaringen – Straßenverkehrsbehörde 
(Schreiben vom 18.03.2019) 

A.6.1 Die derzeitig vorliegenden Unterlagen 
gehen nicht auf verkehrliche Belange ein. 
Deshalb ist uns zum aktuellen Zeitpunkt 
keine abschließende Beurteilung möglich. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.6.2 Bezüglich des Textteiles haben wir einige 
Anregungen und Forderungen aus Sicht 
der Verkehrssicherheit: 

 

A.6.2.1 Aus Gründen der Verkehrssicherheit 
sprechen wir uns für eine Festlegung der 
Anzahl der Kfz-Stellflächen aus, die je 
Wohneinheit nachzuweisen sind. Gerade 
im ländlich strukturierten Raum mit einem 

Dies wird berücksichtigt. 

Es wird in den Örtlichen Bauvorschriften festge-
setzt, dass pro Wohneinheit mit einer Wohnfläche 
von mehr als 40 m² zwei Stellplätze nachzuweisen 
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eingeschränkten ÖPNV-Angebot, dem 
gesteigerten individuellen Mobilitätsbe-
dürfnis und einem geänderten Freizeit-
verhalten mit vermehrter Nutzung von 
Kraftfahrzeugen zeigt deutlich, dass sich 
der Bedarf zunehmend an der Notwen-
digkeit von 2 Stellflächen pro Wohnein-
heit orientiert. Dies reduziert den Park-
druck auf den öffentlichen Verkehrsflä-
chen und ein unerwünschtes, in der Re-
gel behinderndes Parken auf dem Stra-
ßenkörper kann weitestgehend vermie-
den werden. 

sind.  

A.6.2.2 Wir fordern das Abrücken von Garagen 
und Carports von der Außenkante der öf-
fentlichen Verkehrsflächen festzulegen, 
da dies erheblich zur Steigerung der Ver-
kehrssicherheit beiträgt. Soll der Zu-
fahrtsbereich direkt zum Straßenkörper 
ausgerichtet werden, sollte hier ein Ab-
stand von > 5,00 m vorgegeben werden. 
Damit kann der Bereich vor der Garage 
oder dem Carport in die Stellplatzberech-
nung mit einbezogen werden und zum 
Öffnen/ Schließen der Garagen muss mit 
dem Kfz nicht auf dem Straßenkörper 
gewartet werden. 

Dies wird berücksichtigt. 

Es wird im Bebauungsplan festgesetzt, dass Gara-
gen und Carports mindestens 5,0 m Abstand zur 
öffentlichen Verkehrsfläche vor einer Toröffnung 
einhalten müssen.   

A.6.2.3 Des Weiteren plädieren wir für eine ma-
ximale Höhe von Einfriedungen entlang 
der Fahrbahn im Sichtdreieck der Aus-
fahrten von 60 cm, damit auch aus Fahr-
zeugen mit geringer Sitzhöhe frühzeitig 
beim Verlassen des Grundstückes ande-
re Verkehrsteilnehmer erkannt werden 
können. 

Freizuhaltende Sichtdreiecke an den 
Einmündungen sind im Bebauungsplan 
verbindlich aufzunehmen. Im Anschluss-
bereich sind Sichtfelder nach RASt 06 
(Richtlinie für die Anlage von Stadtstra-
ßen 2006) festzulegen. Die Sichtfelder 
sind entsprechend den vorgegebenen 
Abmessungen zwischen 0,80 m und 2,50 
m Höhe von ständigen Sichthindernissen, 
parkenden Fahrzeugen und sichtbehin-
derndem Bewuchs freizuhalten. Als An-
fahrsicht wird die Sicht bezeichnet, die 
ein Kfz-Lenker auf herannahende Kfz 
mindestens haben muss, der mit einem 
Abstand von 3,00 m (vom Auge des 
Kraftfahrers aus gemessen) vom Fahr-
bahnrand der übergeordneten Straße 
wartet. 

Dies wird teilweise berücksichtigt. 

Im Bebauungsplan werden an den Einmündungen 
die freizuhaltenden Sichtdreiecke eingezeichnet 
und auf das Freihalten ständigen Sichthindernis-
sen, parkenden Fahrzeugen und sichtbehindern-
dem Bewuchs hingewiesen.   

Es wird festgesetzt, dass Einfriedungen und Stütz-
mauern in Form von festen Sockeln oder Mauern 
bis zu einer Höhe von max. 0,8 m zulässig sind. 
Einfriedungen sind an öffentlichen Verkehrsflächen 
zudem nur mit einem Abstand von mind. 0,5 m zum 
Fahrbahnrand zulässig. Aus Sicht der Gemeinde ist 
damit den Belangen der Verkehrssicherheit ausrei-
chend Rechnung getragen. Eine Begrenzung der 
Höhe der Einfriedung in Form von festen Sockeln 
oder Mauern bis zu einer Höhe von max. 0,8 m ist 
daher ausreichend.  

 

 

A.6.2.4 Aus verkehrsrechtlicher Sicht messen wir Die in der Planzeichnung festgesetzte Verkehrsflä-
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insbesondere der Sicherheit der schwä-
cheren Verkehrsteilnehmer (Fußgänger, 
Kinder, ältere Personen..) im öffentlichen 
Verkehrsraum einen sehr hohen Stellen-
wert bei, weshalb wir grundsätzlich die 
Anlage von baulich abgetrennten Geh-
wegen fordern. Die RASt 06 führt unter 
Ziffer 6.1.6.1 hierzu aus: „An angebauten 
Straßen sind Anlagen für den Fußgän-
gerverkehr überall erforderlich.“ 

Verkehrsberuhigte Bereiche (V/ 325 
StVO) sind die einzigen innerörtlichen 
Straßen, bei denen auf Gehwege verzich-
tet werden muss. 

che ist so dimensioniert, dass ein Gehweg angelegt 
werden kann.  

Aufgrund der durch den Bebauungsplan ermöglich-
ten Zahl an Wohnbebauung ist davon auszugehen, 
dass eine Belastung von 50 Kfz in der Spitzenstun-
de (500 Kfz/ 24 h) nicht überschritten wird. Auf die 
Anlage eines Gehwegs kann daher verzichtet wer-
den. 

A.6.2.5 Die Dimensionierung der Wendehämmer 
geht aus den Unterlagen nicht hervor, 
somit ist nicht ersichtlich, ob diese auch 
für ein Wenden von größeren Fahrzeu-
gen (z.B. Müllwagen) ausreichend di-
mensioniert sind. 

Die Tafertsweiler Straße nördlich des ge-
planten Baugebietes scheint nach derzei-
tigem Stand recht schmal zu sein u. es 
erscheint fraglich, ob hier ein Begeg-
nungsverkehr möglich ist. Sie sollte in 
diesem Bereich entsprechend ausgebaut 
werden (laut Planunterlagen werde dies 
derzeit geprüft). 

Die beiden Wendehämmer sind für ein Wenden 
von größeren Fahrzeugen (z.B. Müllwagen) nicht 
ausreichend dimensioniert. Daher werden an den 
Einmündungen in die Stichstraße gemeindliche 
Flächen zum Sammeln/Entleeren der Müllgefäße 
ermöglicht.  

Die Tafertsweiler Straße nördlich des geplanten 
Baugebietes weist eine Breite von bis zu 6,0 m auf. 
Ein Begegnungsverkehr ist daher möglich.   

A.6.2.6 Ob sich durch den geplanten Lärm-
schutzwall Sichtbehinderungen auf das 
westlich vorgelagerte Wegekreuz erge-
ben, lässt sich derzeit nicht abschließend 
beurteilen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Sichtbehinderungen auf das Wegekreuz werden 
sich nicht ergeben.  

A.6.2.7 Wir bitten um weitere Beteiligung am 
Bebauungsplanverfahren. 

Dies wird berücksichtigt. 

Eine weitere Verfahrensbeteiligung wird zugesi-
chert. 

A.7 Landratsamt Sigmaringen – FB Baurecht 
(gemeinsames Schreiben vom 17.07.2019) 

A.7.1 Dies ist eine koordinierte Stellungnahme 
der vorgenannten Fachbereiche. Die An-
gaben wurden auf Plausibilität geprüft. 
Eine vorweggezogene Abwägung hat 
nicht stattgefunden. Eine Abarbeitung 
und Abwägung im kommunalen Gremium 
ist zu jeder einzelnen Position notwendig. 

Ich darf Sie bitten, nach Beratung der öf-
fentlich-rechtlichen Belange dem Fachbe-
reich Baurecht in jedem Fall ein Abwä-
gungsprotokoll zu übersenden. 

Dies wird berücksichtigt. 

Nach Beratung der öffentlich-rechtlichen Belange 
wird ein Abwägungsprotokoll übersandt.  
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A.8 Regierungspräsidium Freiburg – Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
(Schreiben vom 10.07.2019) 

A.8.1 Unter Verweis auf unsere weiterhin gülti-
ge Stellungnahme vom 22.02.2019 (Az. 
2511//19-00823) sind von unserer Seite 
zum offengelegten Planvorhaben keine 
weiteren Hinweise oder Anregungen vor-
zubringen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.9 Regierungspräsidium Freiburg - Ref.91 Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
(Schreiben vom 22.02.2019) 

Hinweise, Anregungen oder Bedenken  

A.9.1 Geotechnik 

Das LGRB weist darauf hin, dass im An-
hörungsverfahren des LGRB als Träger 
öffentlicher Belange keine fachtechnische 
Prüfung vorgelegter Gutachten oder von 
Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das 
Plangebiet ein ingenieurgeologisches 
Übersichtsgutachten, Baugrundgutachten 
oder geotechnischer Bericht vorliegt, lie-
gen die darin getroffenen Aussagen im 
Verantwortungsbereich des gutachtenden 
Ingenieurbüros. 

Andernfalls empfiehlt das LGRB die 
Übernahme der folgenden geotechni-
schen Hinweise in den Bebauungsplan: 

Auf Grundlage des geologischen Basis-
datensatzes des LGRB bilden im Plange-
biet pleistozäne Rheingletscher-
Niederterrassenschotter, deren Mächtig-
keit nicht genau bekannt ist, den oberflä-
chennahen Baugrund.  

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im 
Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z. B. zum genauen Bau-
grundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur 
Wahl und Tragfähigkeit des Gründungs-
horizonts, zum Grundwasser, zur Bau-
grubensicherung) werden objektbezoge-
ne Baugrunduntersuchungen gemäß DIN 
EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein pri-
vates Ingenieurbüro empfohlen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Es wird ein Hinweis zur Geotechnik in die Bebau-
ungsvorschriften eingearbeitet.  

A.9.2 Boden 

Zur Planung sind aus bodenkundlicher 
Sicht keine Hinweise, Anregungen oder 
Bedenken vorzutragen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.9.3 Mineralische Rohstoffe 

Es wird auf die im Verfahren befindliche 
Fortschreibung der Plansätze zum Roh-
stoffabbau und zur Rohstoffsicherung des 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Staub- und Lärmbelastung wurde gutachterlich 
überprüft. Die Staubimmissionsprognose und die 
Prognose von Schallimmissionen werden dem 
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Regionalplans Bodensee-Oberschwaben 
verwiesen. Die erste Offenlage des Ent-
wurfs ist vom 25. Juni 2018 bis ein-
schließlich 26. Juli 2018 erfolgt. Direkt 
nördlich der Kiesgrube Ostrach (LGRB-
Gewinnungsstellen-Nr. RG 8022-1) ist in 
diesem Entwurf ein Vorranggebiet für den 
Abbau (Nr. 437-124) dargestellt; die 
Bauwürdigkeit der Kiese in diesem Gebiet 
ist durch rohstoffgeologische Erkundun-
gen nachgewiesen (Bohrungen und Geo-
physik). Das Plangebiet grenzt direkt 
südwestlich an dieses Vorranggebiet an. 
Im Umweltsteckbrief wird im Abschnitt 3.2 
auf diese Situation hingewiesen. 

Bebauungsplan als Anlagen beigefügt. Die in den 
Gutachten beschriebenen Maßnahmen zum Im-
missionsschutz werden in den Bebauungsplan 
aufgenommen.  

Im Ergebnis werden Nutzungskonflikte zwischen 
dem Wohngebiet und dem angrenzenden Kies- 
und Schotterwerk ausgeschlossen.  

Der zukünftige Kiesabbau östlich der Wohnbauflä-
che wird nicht beeinträchtigt. 

 

A.9.4 Grundwasser 

Zum Planungsvorhaben sind aus hydro-
geologischer Sicht keine Hinweise, Anre-
gungen oder Bedenken vorzubringen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.9.5 Bergbau 

Die Planung liegt nicht in einem aktuellen 
Bergbaugebiet. 

Nach den beim Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Un-
terlagen ist das Plangebiet nicht von Alt-
bergbau oder Althohlräumen betroffen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.9.6 Geotopschutz 

Im Bereich der Planfläche sind Belange 
des geowissenschaftlichen Naturschutzes 
nicht tangiert. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.9.7 Allgemeine Hinweise 

Die lokalen geologischen Untergrundver-
hältnisse können dem bestehenden Geo-
logischen Kartenwerk, eine Übersicht 
über die am LGRB vorhandenen Bohrda-
ten der Homepage des LGRB 
(http://www.lgrb-bw.de) entnommen wer-
den. Des Weiteren verweisen wir auf un-
ser Geotop-Kataster, welches im Internet 
unter der Adresse http://lgrb-
bw.de/geotourismus/geotope (Anwen-
dung LGRB-Mapserver Geotop-Kataster) 
abgerufen werden kann. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.10 Regierungspräsidium Stuttgart – Landesamt für Denkmalpflege 
(Schreiben vom 22.07.2019) 

A.10.1 Bau- und Kunstdenkmalpflege: 

Innerhalb des Plangebietes befindet sich 
ein Kulturdenkmal, konkret ein Wegkreuz, 
siehe Anlagen. Wir bitten darum, dies 
nachrichtlich in den Bebauungsplan auf-

Dies wird berücksichtigt. 

Das Wegkreuz wird nachrichtlich in die Bebau-
ungsplanunterlagen übernommen.  
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zunehmen. 

Sollten im Rahmen des Bebauungsplanes 
Maßnahmen an dem Kleindenkmal vor-
gesehen sein, wird dafür eine denkmal-
schutzrechtliche Genehmigung benötigt. 
Denkmalfachliches Ziel ist es jedenfalls 
auch bei Kleindenkmalen, diese an Ort 
und Stelle zu erhalten. 

Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass 
eventuelle, durch mögliche Baumaßnah-
men bedingte Schäden an bekannten und 
bisher unbekannten Kulturdenkmalen zu 
Lasten des Verursachers gehen. 

A.10.2 Archäologische Denkmalpflege: 

Aus Sicht der Archäologie gibt es zur o.g. 
Planung keine Anregungen oder Beden-
ken vorzutragen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11 Regierungspräsidium Tübingen – Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz 
(Schreiben vom 17.07.2019) 

A.11.1 Raumordnung  

A.11.1.1 Die Gemeinde Ostrach beabsichtigt, im 
Osten des Ortsteils Jettkofen im be-
schleunigten Verfahren nach § 13b 
BauGB ein ca. 3,42 ha großes allgemei-
nes Wohngebiet (mit 34 Bauplätzen) aus-
zuweisen. Der Bebauungsplan ist nicht 
aus dem rechtswirksamen Flächennut-
zungsplan (FNP) entwickelt. 

In unserer Stellungnahme vom 
25.02.2019 wurde auf mögliche Konfliktsi-
tuationen mit dem in direkter Nachbar-
schaft zur geplanten Wohnbebauung be-
stehenden Kiesabbaugelände der Kies- 
und Schotterwerke Müller & Co. KG, wel-
ches zukünftig nach Nordosten hin erwei-
tert werden soll, hingewiesen. 
In der aktuellen Fortschreibung des Regi-
onalplans Bodensee-Oberschwaben ist 
im Bereich der vorgesehenen Erweite-
rungsfläche die Festlegung eines Gebiets 
für den Abbau oberflächennaher Rohstof-
fe (Sand und Kies) vorgesehen (PS 3.4.1 
Z 2 des Entwurfs), so dass Raumnutzun-
gen, die dem Abbau entgegenstehen, un-
zulässig sind. Die geplante Ausweisung 
eines Wohngebietes ist daher nur dann 
möglich, wenn sichergestellt ist, dass der 
zukünftige Kiesabbau hierdurch nicht be-
einträchtigt wird. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die Staub- und Lärmbelastung wurde gutachterlich 
überprüft. Die Staubimmissionsprognose und die 
Prognose von Schallimmissionen wurden dem 
Bebauungsplan als Anlagen beigefügt. Die in den 
Gutachten beschriebenen Maßnahmen zum Im-
missionsschutz wurden in den Bebauungsplan 
aufgenommen.  

Im Ergebnis werden Nutzungskonflikte zwischen 
dem Wohngebiet und dem angrenzenden Kies- 
und Schotterwerk ausgeschlossen.  

Der zukünftige Kiesabbau östlich der Wohnbauflä-
che wird nicht beeinträchtigt. 

 

A.11.1.2 Aus diesem Grund geforderte Untersu-
chungen der Schall- und Staubimmissio-
nen des Kiesabbaus auf das geplante 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die Ergebnisse und Empfehlungen des Dekra-
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Wohngebiet sind zwischenzeitlich durch 
die Dekra Automobil GmbH durchgeführt 
worden. 
Nach der Staubimmissionsprognose vom 
07.05.2019 liegt die Gesamtbelastung im 
geplanten Wohngebiet sicher unter den 
Immissionswerten der der TA Luft. Eine 
Gefährdung der menschlichen Gesund-
heit ist nicht zu erwarten. Die Untersu-
chung der Schallimmissionen vom 
21.05.2019 brachte das Ergebnis, dass 
der Immissionsrichtwert der TA Lärm bei 
Bau des geplanten, 5 m hohen Lärm-
schutzwalles tagsüber im Plangebiet teil-
weise überschritten wird. Von den Gut-
achtern wurde empfohlen, im Bebau-
ungsplan Baufenster nur für die Bereiche, 
in denen der Immissionsrichtwert einge-
halten wird, festzusetzen und für die Be-
reiche mit Richtwertüberschreitungen ein 
bedingtes Baurecht mit der Maßgabe 
festzusetzen, dass diese Bereiche erst 
bebaut werden dürfen, wenn die Verfül-
lung im Südwestbereich des Abbaugebie-
tes abgeschlossen ist. Im Bebauungsplan 
soll außerdem auf die Bereiche mit Beur-
teilungspegeln von 50 -55 dB (A) hinge-
wiesen werden. 

Bei Beachtung der Ergebnisse der Schall-
technischen Untersuchung der Dekra 
vom 21.05.2019 können sonach relevante 
schädliche Immissionen durch den Kie-
sabbau und die Verfüllung auf die Be-
wohner des geplanten Baugebietes 
„Wohnen am See" ausgeschlossen wer-
den, so dass die geplante Wohnnutzung 
den Betrieb des Kies- und Schotterwer-
kes sowie einen künftigen Kiesabbau 
nordöstlich der geplanten Wohnbaufläche 
nicht einschränkt. 

Die Planung der Gemeinde Ostrach kann 
- unter der Voraussetzung, dass die Er-
gebnisse und Empfehlungen des Dekra-
Gutachtens bei der Aufstellung des Be-
bauungsplanes berücksichtigt und umge-
setzt werden - von der höheren Raum-
ordnungsbehörde akzeptiert werden. 
Trotzdem wird nochmals eindringlich auf 
den Vorrang des Kiesabbaus in diesem 
Bereich hingewiesen. 

Gutachtens wurden bei der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes berücksichtigt und werden im Rahmen 
der Bauausführung umgesetzt.  

A.11.1.3 In Zusammenhang mit dem zeitgleich 
durchgeführten Bebauungsplanverfahren 
in Burgweiler wird die Planung im Hinblick 
auf § 1a Abs. 2 BauGB kritisch gesehen. 
Eine Begründung des Bedarfs erscheint 

Die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnraum ist Aufgabe der Gemeinde. Die Planung 
und Erschließung von Wohnbauflächen hat für die 
Gemeinde Ostrach entsprechend eine hohe Be-
deutung. In der Gemeinde Ostrach hält die Nach-
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erforderlich. frage nach Wohnraum an, da Ostrach als attraktive 
Gemeinde zum Leben und Arbeiten durch eine gut 
aufgestellte öffentliche und private Infrastruktur 
besticht. Die Gemeinde ist zudem geprägt durch 
eine Vielfalt an Handwerks- und Industriebetrieben. 
Die aktuelle große Nachfrage nach Wohnbauplät-
zen durch ca. 70 Interessenten erfordert eine zeit-
nahe Schaffung ausreichender und qualitativ 
hochwertiger Wohngebiete. Öffentliche Bauplätze 
sind aktuell keine vorhanden. Im Ortsteil Jettkofen 
sind seit 1995 keine öffentlichen Bauplätze mehr 
geschaffen worden. Dies unterstreicht die Dring-
lichkeit und Erforderlichkeit der Realisierung neuer 
Wohngebiete. Im Siedlungsbestand sind Wohn-
baupotentiale aufgrund eigentumsrechtlicher Hür-
den nicht in der Form und Qualität vorhanden, um 
die anhaltende Nachfrage nach Wohnungen aus-
reichend zu decken. Daher ist es erforderlich, drin-
gend benötigen neuen Wohnraum durch vorliegen-
den Bebauungsplan zu schaffen. Eine Aufstellung 
des Bebauungsplans nach § 13b BauGB ist zuläs-
sig, da alle gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt 
sind. Im Gesetzestext des § 13b BauGB wird eine 
Begründung des Flächenbedarfs nicht gefordert. In 
der Kommentarliteratur (so Krautzberger in Ernst / 
Zinkahn / Bielenberg / Krautzberger Lfg. 132 von 
Februar 2019) wird dazu ausgeführt, dass ein Be-
darf für das nach § 13b BauGB geschaffene Bau-
land mit Blick auf die städtebauliche Erforderlichkeit 
nach § 1 (3) BauGB nachgewiesen werden muss. 
Dieser ist in vorliegendem Fall durch konkrete Inte-
ressensbekundungen von ca. 70 Interessenten 
erfolgt und in den Bebauungsunterlagen ausrei-
chend dokumentiert. Es besteht ein hinreichender 
Bedarf der Planung, weshalb auch die Verwirkli-
chung in angemessener Zeit absehbar und die 
Planung dem folgend erforderlich ist.  
Bezüglich des Bebauungsplanverfahrens „Sonnen-
bühl“ im Ortsteil Burgweiler, das ebenfalls nach § 
13b BauGB zeitgleich durchgeführt, ist mit Blick auf 
die Kummulationsregelung nach § 13a (1) Satz 2 
Nr. 1 BauGB festzuhalten, dass diese Regelung 
vorliegend nicht greift, weil kein räumlicher Zu-
sammenhang im Sinne des § 13a BauGB zwischen 
den beiden Bebauungsplänen anzunehmen ist. 
Dies trifft nicht zu, da die beiden Bebauungspläne 
rund 5,5 km Luftlinie voneinander in unterschiedli-
chen Ortsteilen entfernt liegen. Ein räumlicher Zu-
sammenhang ist dann anzunehmen, wenn Fälle 
eines „Nebeneinander“ vorliegen, also ein Angren-
zen, wobei eine trennende Straße oder ein Fluss-
lauf unbeachtlich sein können (vgl. VGH Kassel 
Urt. v. 6.4.2017 – 4 C 969/16.N).  

Nach Regionalplan Bodensee-Oberschwaben ist 
Ostrach ein Siedlungsschwerpunkt bzw. wird als 
Siedlungsbereich ausgewiesen (Ziel der Raumord-
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nung gemäß Plansatz 2.3.2). Die Siedlungsent-
wicklung ist vorrangig in den Siedlungsbereichen 
zu konzentrieren. In diesen Siedlungsbereichen 
sind u.a. ausreichend Wohnungen für den Eigen-
bedarf und zur Aufnahme von Wanderungsgewin-
nen anzustreben. Die Schaffung von neuem Wohn-
raum im Ortsteil Jettkofen steht demnach auch in 
Einklang mit dem vorgenannten Ziel der Raumord-
nung.  

Eine weitergehende Begründung des Bedarfs ist 
aus Sicht der Gemeinde nicht erforderlich.  
Die Planung steht darüber hinaus in keinem Kon-
flikt zum Bebauungsplanverfahren „Sonnenbühl“ in 
Burgweiler.  

A.11.1.4 Unsere Bitte, dem Grundsatz des Flä-
chensparens, der auch im Rahmen des 
beschleunigten Verfahrens nach § 13b 
BauGB zu beachten ist, durch eine an-
gemessen dichte Bebauung Rechnung zu 
tragen, wurde nicht aufgegriffen. Wir bit-
ten nochmals um Überprüfung der dies-
bezüglichen Festsetzungen im Bebau-
ungsplan. 

Das Plangebiet liegt am östlichen Ortsrand des 
ländlich strukturierten Ortsteils Jettkofen im ländli-
chen Raum im engeren Sinne gemäß Landesent-
wicklungsplan. Im Plangebiet ist eine lockere Be-
bauung mit Einfamilien- und Doppelhäusern ent-
sprechend der angrenzenden Bebauungsstrukturen 
im Bestand angedacht. Mit Grundstücken zwischen 
rd. 500 m² bis rd. 900 m² Größe wird eine breite 
Spanne an Grundstücksgrößen abgebildet. Dabei 
sind die Grundstücksgrößen für Ostracher Verhält-
nisse als durchschnittlich zu betrachten.  

Es wird eine GRZ von maximal 0,4 festgesetzt, die 
eine aufgelockerte Siedlungsstruktur entsprechend 
der Lage des Plangebiets am Ortsrand bewirkt und 
grundsätzlich einen hohen Freiraumanteil gewähr-
leistet. Die festgesetzte GRZ von 0,4 entspricht der 
Obergrenze für Allgemeine Wohngebiet nach § 17 
BauNVO im Sinne eines sparsamen Umgangs mit 
Grund und Boden. Es wird eine maximale GFZ von 
0,8 festgesetzt, die in Zusammenhang mit der ma-
ximalen zulässigen Zahl der Vollgeschosse eine 
zweigeschossige lockere Bebauung entsprechend 
der Lage des Plangebiets am Ortsrand ermöglicht. 
Die maximale Gebäudehöhe wird auf 9,0 m festge-
setzt. Es wird eine maximale Geschossigkeit von 
zwei Vollgeschossen festgesetzt. Ein drittes Ge-
schoss ist im Rahmen der zulässigen Gebäudehö-
he möglich, sofern es nicht als Vollgeschoss aus-
gebildet wird. Hierdurch wird den Bauherren eine 
möglichst große Freiheit in der Umsetzung ihrer 
Wohnwünsche gewährt und gleichzeitig eine Über-
prägung des Ortsrandes verhindert. Darüber hin-
aus wird auf die ländlich geprägte Bestandsbebau-
ung in der Umgebung Bezug genommen. m eine 
aufgelockerte Bebauung am Ortsrand zu schaffen 
und die ländlich geprägte  Umgebungsbebauung 
zu berücksichtigen, wurde eine offene Bauweise 
mit Einzel- und Doppelhäusern festgesetzt. 

Aus Sicht der Gemeinde ist mit den bereits erfolg-
ten Festsetzungen wie vorstehend erläutert dem 
Grundsatz des Flächensparens ausreichend Rech-
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nung getragen und eine angemessene Bebau-
ungsdichte gewährleistet. Die Bebauungsdichte 
entspricht im Ergebnis der Lage des Plangebiets 
am Ortsrand, der Bebauungsdichte in der Umge-
bung des Plangebiets sowie der Lage des Plange-
biets im ländlichen Raum.  

A.11.1.5 Um Beteiligung im weiteren Verfahren 
wird gebeten. 

Dies wird berücksichtigt. 

Eine weitere Verfahrensbeteiligung wird zugesi-
chert.  

A.11.2 Straßenwesen 

Straßenrechtliche Belange von Bundes- 
und Landesstraßen werden durch das 
Plangebiet nicht berührt. Die Abteilung 
Straßenwesen und Verkehr erhebt keine 
Einwendungen zum vorgelegten Bebau-
ungsplan. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.3 Gewässer und Boden 

Referat 52 nimmt zu o.g. Vorhaben wie 
folgt Stellung: 

 

A.11.3.1 Grundwasserschutz 

Das Plangebiet liegt teilweise in Zone III 
B des Wasserschutzgebiets Jettkofen. 
Dies ist im Bebauungsplan berücksichtigt. 
Aus Sicht des übergeordneten Grund-
wasserschutzes bestehen keine grund-
sätzlichen Einwendungen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.3.2 Bodenschutz: 

Aus Sicht des übergeordneten Boden-
schutzes bestehen keine Einwendungen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.12 Regionalverband Bodensee-Oberschwaben 
(Schreiben vom 12.07.2019) 

A.12.1 Wir verweisen auf unsere Stellungnahme 
vom 25.02.2019 im Rahmen der frühzei-
tigen Beteiligung der Behörden und der 
sonstigen Träger öffentlicher Belange 
nach § 4 Abs.1 BauGB. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.12.2 Der Planentwurf der Fortschreibung des 
Kap. 3.4. des Regionalplans (Gebiete für 
den Abbau oberflächennaher Rohstoffe 
und Gebiete zur Sicherung von Rohstof-
fen) wurde mit aus der Abwägung her-
vorgegangenen Änderungen am 
12.07.2019 von der Verbandsversamm-
lung des Regionalverbands Bodensee-
Oberschwaben beschlossen und wird nun 
zum 2. Mal offen gelegt. 

Nach Plansatz 3.4.1 soll die Gewinnung 
mineralischer Rohstoffe vorrangig in den 
Abbaugebieten erfolgen. Raumnutzun-

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die Ergebnisse der „Schalltechnischen Untersu-
chung zum geplanten Baugebiet „Wohnen am See" 
in Ostrach vom 23.09.2020 (DEKRA Automobil 
GmbH, Industrie, Bau und Immobilien) wurden im 
Bebauungsplan bereits berücksichtigt. Hindernisse, 
die dem im Außenbereich nach § 35 BauGB privi-
legierten Kiesabbau entgegenstehen, sind damit 
ausgeräumt.  
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gen, die dem Abbau entgegen stehen, 
sind unzulässig. Weil auch der Umkehr-
schuss gilt, dass Vorhaben, die den Ab-
bau beeinträchtigen können, ausge-
schlossen werden können hat der Regio-
nalverband eine Überprüfung gefordert 
um sicherzustellen, dass das Vorhaben 
mit ergänzenden Sicherungsmaßnahmen 
(Lärmschutzwall) realisierbar ist. 

Eine konkrete immissionsschutzrechtliche 
Untersuchung ist inzwischen erfolgt. Un-
ter der Voraussetzung, dass die Ergeb-
nisse der „Schalltechnischen Untersu-
chung zum geplanten Baugebiet „Woh-
nen am See" in Ostrach vom 21.05.2019 
(DEKRA Automobil GmbH, Industrie, Bau 
und Immobilien) bei der Aufstellung des 
o. g. Bebauungsplans berücksichtigt wer-
den und dadurch Hindernisse die dem im 
Außenbereich nach § 35 BauGB privile-
gierten Kiesabbau entgegenstehen aus-
geräumt werden, kann der Regionalver-
band der Planung zustimmen. 

A.13 Regionalverband Bodensee-Oberschwaben 
(Schreiben vom 25.02.2019) 

A.13.1 Der Geltungsbereich des Bebauungs-
plans „Wohnen am See“ grenzt an einen 
„Schutzbedürftigen Bereich für die Ge-
winnung oberflächennaher Rohstoffe“, in 
dem nach Plansatz 2.1.2 des Teilregio-
nalplanes „Oberflächennahe Rohstoffe“ 
der Abbau mineralischer Rohstoffe aus 
raumordnerischer Sicht möglich ist und 
Vorrang vor anderen Nutzungen hat. Da 
die Fläche bereits ausgekiest ist, ist das 
zu beachtende Ziel der Raumordnung 
hinfällig.  

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.13.2 Jedoch grenzt der Bebauungsplan „Woh-
nen am See“ ebenso unmittelbar an ein 
künftiges „Vorranggebiet für den Abbau 
oberflächennaher mineralischer Rohstof-
fe“. Hierzu liegt vom Regierungspräsidi-
um Tübingen die raumordnerische Beur-
teilung mit integrierter Zielabweichung für 
die geplante Norderweiterung des Kie-
sabbaus vom 10.10.2018 vor. 

Darüber hinaus weisen für das weitere 
Verfahren darauf hin, dass die Verbands-
versammlung des Regionalverbandes 
Bodensee-Oberschwaben mittlerweile die 
Auslegung des Planentwurfs des Regio-
nalplanes Bodensee-Oberschwaben be-
schlossen hat. Derzeit sind die im Entwurf 
befindlichen Ziele der Raumordnung da-

Dies wird berücksichtigt. 

Die Staub- und Lärmbelastung wurde gutachterlich 
überprüft. Die Staubimmissionsprognose und die 
Prognose von Schallimmissionen werden dem 
Bebauungsplan als Anlagen beigefügt. Die in den 
Gutachten beschriebenen Maßnahmen zum Im-
missionsschutz werden in den Bebauungsplan 
aufgenommen.  

Im Ergebnis werden Nutzungskonflikte zwischen 
dem Wohngebiet und dem angrenzenden Kies- 
und Schotterwerk ausgeschlossen. 
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her nach Ansicht des Regierungspräsidi-
ums als in Aufstellung befindliche Ziele 
der Raumordnung zu beurteilen, da mit 
dem Auslegungsbeschluss durch die 
Verbandsversammlung des Regionalver-
bandes Bodensee-Oberschwaben der 
Regionalplanentwurf inhaltlich soweit 
konkretisiert ist, dass dessen Verbindlich-
keitserklärung vom zuständigen Ministe-
rium in weiten Teilen mit hinreichender 
Sicherheit zu erwarten ist. In Aufstellung 
befindliche Ziele der Raumordnung sind 
gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG als sonstige 
Erfordernisse der Raumordnung zu be-
rücksichtigen. Als solche sind sie gemäß 
§ 4 Abs. 1 S. 1 ROG in die Abwägungs-
entscheidung einzubeziehen. 

So sind auch die Inhalte der Fortschrei-
bung des Kapitels zu Rohstoffabbau und 
Rohstoffsicherung (Offenlage v. 25.06.18 
- 26.07.2018) zu berücksichtigen. Nach 
Plansatz 3.4.1 der Fortschreibung des 
Kapitels zu Rohstoffabbau und Rohstoff-
sicherung soll die Gewinnung minerali-
scher Rohstoffe vorrangig in den Abbau-
gebieten erfolgen. Raumnutzungen, die 
dem Abbau entgegenstehen, sind unzu-
lässig. 

Es gilt auch der Umkehrschuss, dass 
Vorhaben, die den Abbau beeinträchtigen 
können, im Einzugsgebiet ausgeschlos-
sen werden können. Es ist im Einzelfall 
zu prüfen, ob das Vorhaben mit er-
gänzenden Sicherungsmaßnahmen 
(Lärmschutzwall) realisierbar ist. 

Aus diesem Grund wird von Seiten des 
Regionalverbandes eine konkrete immis-
sionsschutzrechtliche Untersuchung ge-
fordert. 

Der Regionalverband bringt zu diesem 
Zeitpunkt des Verfahrens zum oben ge-
nannten Bebauungsplan Bedenken vor. 

A.14 Deutsche Telekom Technik GmbH 
(Schreiben vom 16.07.2019) 

A.14.1 Gegen die Aufstellung des Bebauungs-
planes haben wir keine Einwände. 

Das o. g. Neubaugebiet wurde uns im 
Zuge einer Einladung zur Besprechung 
für Montag den 03.06.2019 bezüglich der 
Erschließung bereits vorgestellt. 
Diesbezüglich sind wir in Kommunikation 
mit der Kommune. 
Ein Ausbau ist unsererseits nicht geplant. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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A.15 Netze-Gesellschaft Südwest mbH 
(Schreiben vom 12.07.2019) 

A.15.1 Zu dem o. g. Verfahren haben wir bereits 
mit Schreiben vom 07.02.2019 Stellung 
genommen. Weitergehende Sachverhalte 
haben sich für uns zwischenzeitlich nicht 
ergeben. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.16 Netze Gesellschaft Südwest GmbH 
(Schreiben vom 23.01.2019) 

A.16.1 Im Bereich der bestehenden Straßen 
(Tafertsweilerstr.) und Wege, sowie in-
nerhalb des Bebauungsplans (Tafertswei-
lerstr./Abzweigung Wegekreuz) sind Erd-
gasleitungen vorhanden, die in Abstim-
mung mit dem Straßenbaulastträger, 
bzw. Grundstückseigentümer verlegt 
wurden. Die entsprechenden Planunter-
lagen erhalten Sie über die E-
Mailadresse: vermessung@alb-
elektric.de 

Bei wesentlichen Änderungen der Höhen-
lage der Straßen- und Gehwegoberflä-
chen (Abtrag > 10 cm, Auftrag > 30 cm) 
sowie bei anderen Maßnahmen, die die 
Gasleitungen tangieren, ist die Erdgas 
Südwest GmbH, Technischer Service 
TSO, Bahnhofstr. 50, 88518 Herbertingen 
rechtzeitig in die Planung mit einzubezie-
hen, um der Kostenminimierung bei evtl. 
erforderlichen Umbaumaßnahmen oder 
Umplanungen gerecht zu werden. Das-
selbe gilt auch für evtl. Teilnahmen an 
Ausschreibungen von Bauleistungen. 
Sollten im Zuge dieser Maßnahme aus-
nahmsweise Umlegungen unserer Ver-
sorgungsleitungen erforderlich sein und 
hat die Gemeinde Ersatzansprüche ge-
genüber Dritten oder leisten Dritte Zu-
schüsse, sind diese zur Minderung der 
Änderungskosten zu verwenden, soweit 
dies mit der Zweckbestimmung der ge-
leisteten Zuschüsse in Einklang steht. Die 
Kostenerstattungsregelung für förmlich 
festgelegte Sanierungsgebiete gemäß 
§ 150 Baugesetzbuch bleibt unberührt. 
Bei dinglich gesicherten Verteilungsanla-
gen gilt die gesetzliche Folgekostenrege-
lung (§1023 BGB). Ein Anschluss zusätz-
licher Straßen, bzw. neue Netzanschlüs-
se an das vorhandene Netz ist technisch 
möglich; eine Entscheidung über den 
Ausbau kann jedoch erst anhand einer 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung erfolgen, 
wenn ein entsprechender Bedarf für Erd-

Dies wird berücksichtigt. 

Es wird ein Hinweis zu Erdgasleitungen / Erdgas-
versorgung in die Bebauungsvorschriften eingear-
beitet.  
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gasanschlüsse besteht, bzw. keine Er-
schließung mit Nahwärme durch Dritte er-
folgt. Bei neuen Erschließungsstraßen 
und -wegen sollte vorsichtshalber darauf 
geachtet werden, dass eine Trasse für 
eine Gasleitung vorgesehen wird. Bei Pri-
vatstraßen oder -wegen muss dann ein 
entsprechendes Leitungsrecht für die 
Gasleitung im Bebauungsplan eingetra-
gen werden. 

Baumpflanzungen: Hinsichtlich der er-
forderlichen Abstände von hochstämmi-
gen Bäumen gelten die Vorgaben des 
Technischen Regelwerkes DVGW GW 
125 (M). Falls bei geplanten Baumpflan-
zungen der Mindestabstand von 2,50 m 
zu unseren Versorgungsleitungen unter-
schritten wird, sind mechanische 
Schutzmaßnahmen erforderlich, die 
durch den Erschließungsträger abzu-
stimmen, zu veranlassen und zu bezah-
len sind.  

A.16.2 Wir bitten um weitere Beteiligung am 
Verfahren. 

Dies wird berücksichtigt. 

Eine weitere Verfahrensbeteiligung wird zugesi-
chert.  

A.17 Amprion GmbH 
(Schreiben vom 09.07.2019) 

A.17.1 Mit Schreiben vom 11.02.2019 haben wir 
im Rahmen der Beteiligung Träger öffent-
licher Belange eine Stellungnahme zur o. 
g. Bauleitplanung abgegeben. 

Diese Stellungnahme behält auch für den 
nun eingereichten Verfahrensschritt wei-
terhin ihre Gültigkeit. 

Gegen einen Satzungsbeschluss zur o. g. 
Bauleitplanung in der jetzt vorliegenden 
Fassung bestehen aus unserer Sicht kei-
ne Bedenken. 

Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich 
weiterer Versorgungsleitungen die zu-
ständigen Unternehmen beteiligt haben. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.18 Amprion GmbH 
(Schreiben vom 11.02.2019) 

A.18.1 Im Planbereich der o. a. Maßnahme ver-
laufen keine Höchstspannungsleitungen 
unseres Unternehmens. 
Planungen von Höchstspannungsleitun-
gen für diesen Bereich liegen aus heuti-
ger Sicht nicht vor. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.18.2 Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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weiterer Versorgungsleitungen die zu-
ständigen Unternehmen beteiligt haben. 

A.19 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(Schreiben vom 12.06.2019) 

A.19.1 Hiermit erhalte ich die bereits abgegebe-
ne Stellungnahme vom 25.01.2019 (K-V-
54-19-BBP) zu o.g. Beteiligung aufrecht. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.20 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(Schreiben vom 25.01.2019) 

A.20.1 Durch die oben genannte und in den Un-
terlagen näher beschriebene Planung 
werden Belange der Bundeswehr berührt, 
jedoch nicht beeinträchtigt. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.20.2 Vorbehaltlich einer gleichbleibenden 
Sach- und Rechtslage bestehen zu der 
Planung seitens der Bundeswehr als Trä-
ger öffentlicher Belange keine Einwände. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.21 Polizeipräsidium Konstanz – Führungs- und Einsatzstab - Sachbereich Verkehr 
(Schreiben vom 14.06.2019) 

A.21.1 Auf einige meiner / unserer Anregungen 
der Stellungnahme von Anfang des Jah-
res wurde bereits eingegangen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.21.2 In zwei Innenkurvenbereichen ist laut 
Planzeichnung bereits die Anlage einer 
Grundstückszufahrt ausgeschlossen. Zur 
Steigerung der Verkehrssicherheit sollte 
dies für alle Innenkurvenbereiche gelten. 
Aus Grundstücken wird in der Regel 
rückwärts auf die öffentliche Verkehrsflä-
che ausgefahren was an sich schon 
schwierig ist. Dazu muss er hier auf den 
Verkehr aus zwei, bei den Einmündungen 
sogar auf drei Fahrtrichtungen achten, die 
komplizierter zu erfassen sind als der 
Verkehr auf einem geraden Streckenab-
schnitt. 

Dies wird nicht berücksichtigt. 

An den übrigen Innenkurvenbereichen werden 
Grundstückszu- und Ausfahrten nicht ausgeschlos-
sen, da aufgrund der durch den Bebauungsplan 
ermöglichten Zahl an Wohnbebauung davon aus-
zugehen ist, dass eine Belastung von 50 Kfz in der 
Spitzenstunde (500 Kfz/ 24 h) nicht überschritten 
wird. Aus Sicht der Gemeinde ist den Belangen der 
Verkehrssicherheit ausreichend Rechnung getra-
gen. 

A.21.3 Aus verkehrspolizeilicher Sicht messen 
wir insbesondere der Sicherheit der 
schwächeren Verkehrsteilnehmer (Fuß-
gänger, Kinder, ältere Personen ...) im öf-
fentlichen Verkehrsraum einen sehr ho-
hen Stellenwert bei, weshalb wir grund-
sätzlich die Anlage von baulich abge-
trennten Gehwegen ausdrücklich befür-
worten, gegebenenfalls anregen bzw. ein-
fordern. Die RASt 06 führt unter Ziffer 
6.1.6.1 hierzu aus: "An angebauten Stra-
ßen sind Anlagen für den Fußgängerver-
kehr überall erforderlich."  

Verkehrsberuhigte Bereiche (VZ 325 
StVO) sind die einzige innerörtliche Stra-

Die in der Planzeichnung festgesetzte Verkehrsflä-
che ist so dimensioniert, dass ein Gehweg angelegt 
werden kann.  

Aufgrund der durch den Bebauungsplan ermöglich-
ten Zahl an Wohnbebauung ist davon auszugehen, 
dass eine Belastung von 50 Kfz in der Spitzenstun-
de (500 Kfz/ 24 h) nicht überschritten wird. Auf die 
Anlage eines Gehwegs kann daher verzichtet wer-
den.  
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ße, bei denen auf Gehwege verzichtet 
werden muss. 

 



Gemeinde Ostrach Stand: 05.10.2020 
Bebauungsplan „Wohnen am See“, Ortsteil Jettkofen  
  

Abwägung der Stellungnahmen aus der Offenlage Seite 28 von 28 

 
 

20-10-05 Abwägung Offenlage Wohnen am See (20-09-24).docx 

B KEINE BEDENKEN UND ANREGUNGEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖF-
FENTLICHER BELANGE 

 

B.1 Landratsamt Sigmaringen – FB Straßenbau 
(gemeinsames Schreiben vom 17.07.2019) 

B.2 Landratsamt Sigmaringen – FB Vermessung und Flurneuordnung 
(gemeinsames Schreiben vom 17.07.2019) 

B.3 Industrie- und Handelskammer Bodensee-Oberschwaben 
(Schreiben vom 22.07.2019) 

B.4 Stadt Pfullendorf 
(Schreiben vom 18.06.2019) – keine weitere Beteiligung 

B.5 Gemeinde Hoßkirch 
(Schreiben vom 18.06.2019) 

B.6 Regierungspräsidium Tübingen – Referat 45 

B.7 Netze BW GmbH 

B.8 Handelskammer Oberschwaben 

B.9 Gemeindeverwaltung Königseggwald 

B.10 Gemeindeverwaltung Riedhausen 

B.11 Gemeindeverwaltung Wilhelmsdorf 

B.12 Gemeindeverwaltung Illmensee 

B.13 Gemeindeverwaltung Krauchenwies 

B.14 Gemeindeverwaltung Hohentengen 

B.15 Stadtverwaltung Bad Saulgau 

B.16 Stadtverwaltung Mengen 

B.17 Verwaltungsverband Altshausen 

B.18 Zweckverband WV Königsegg 

B.19 Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg e.V. 

B.20 BUND 

B.21 NABU Baden-Württemberg 

B.22 BLS – Breitbandversorgungsgesellschaft im südlichen Landkreis Sigmaringen mbH & 
Co. KG 

B.23 NetComBW 
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